
                                         
 

 
                                                  

Nationalrat / Conseil national / Consiglio nazionale 

9. März 2026 

Ja zur Motion 24.3653 - Schwangerschaft am Arbeitsplatz. Lücken schliessen, Mutterschutz für alle 
Arbeitnehmerinnen 

 
Sehr geehrte Frau Nationalrätin, sehr geehrter Herr Nationalrat  
 
Am 10. März wird der Nationalrat einen Vorstoss behandeln, der vorsieht, dass schwangere Frauen, 
die gerade Arbeitslosengeld beziehen, nicht ausgesteuert werden. Diese Vorlage wurde am 24. 
September 2025 vom Ständerat mit 24 zu 18 Stimmen angenommen sowie am 13. Februar von der 
SGK-N mit 13 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung angenommen. Mit einem Ja unterstützen Sie Mütter, 
die arbeiten wollen und im Arbeitsmarkt bleiben möchten. Wir von Business and Professional Women 
Switzerland (BPW), dem Schweizerischen Hebammenverband (SHV) und alliance F, dem 
überparteilichen Dachverband der Frauenorganisationen, sind überzeugt, dass Sie mit einer 
Annahme einen wichtigen Beitrag dazu leisten, Frauen mehr finanzielle Sicherheit und eine 
berufliche Perspektive zu geben. 
 
Hintergrundinformation: Die Arbeitslosenversicherung (ALV) fördert unter anderem die rasche und 
dauerhafte Eingliederung in den Arbeitsmarkt. Ausgesteuerte haben gemäss Erwerbsersatz-
verordnung keinen Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung. Laut einer BASS-Studie verlieren 
derzeit jedes Jahr etwa 500 schwangere Frauen vor der Entbindung ihren Anspruch auf 
Arbeitslosenunterstützung und damit auch ihren Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung. Die 
zusätzlichen Kosten für die ALV belaufen sich auf jährlich ca. 8 Millionen Franken. Dieser Betrag ist 
mit Überschüssen problemlos finanzierbar; die ALV hat im vergangenen Geschäftsjahr einen 
Überschuss von 600 Millionen Franken ausgewiesen. 
 
Für BPW und alliance F sind die folgenden drei Punkte ausschlaggebend für die Annahme der Motion:  
 

1. Während einer Schwangerschaft ist es schwieriger, eine neue Arbeitsstelle zu finden. Die 
Anstellungshürden sind grösser. Somit sind Schwangere strukturell benachteiligt und 
vergleichbare Gruppen erhalten in der ALV bessere Konditionen. Wenn die Arbeitslosigkeit in 
den letzten vier Jahren vor dem AHV-Rentenalter eintritt, die Invalidenrente gekürzt oder 
gestrichen wird oder die bezugsberechtigte Person unter 25 Jahre alt ist und 
Unterhaltspflichten gegenüber Kindern hat, werden 120 zusätzliche Taggelder gewährt.  



                                         
 

 
                                                  

2. Werden Frauen kurz vor der Geburt ausgesteuert, fehlt das Geld im Haushaltsbudget der 
Familie. Diese Stresssituation kann sich negativ auf die Gesundheit des Kindes und der Eltern 
auswirken. Erhöht der nicht bereits Vollzeit erwerbstätige Vater des Kindes seine Arbeitszeit, 
um das Haushaltseinkommen auszugleichen, werden so die Weichen für eine ungleiche 
Arbeitsteilung in der Familie gestellt. 

3. Für den Bund ist die Vereinbarkeit von Familie und Beruf eine Priorität. Diese ist für die 
Schweizer Wirtschaft von entscheidender Bedeutung. So bleiben begabte und motivierte 
Fachkräfte im Arbeitsmarkt. Frauen sollen dabei unterstützt werden, im Arbeitsmarkt zu 
bleiben und eine finanzielle Unabhängigkeit aufrechterhalten zu können.  
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